




Sehr geehrte/r Herr/Frau Abgeordneter (Name),

die Bundesregierung hat sich auf einen Entwurf für ein Lieferkettengesetz geeinigt, der bald im Bundestag diskutiert und verabschiedet werden soll. In der jetzigen Form fällt das Gesetz jedoch hinter internationale Standards zurück!
Gemeinsam mit der überwältigenden Mehrheit der Menschen in diesem Land bin ich für ein wirksames Lieferkettengesetz. Sie als Mitglied des Bundestags vertreten diese Menschen und haben es in der Hand: Setzen Sie sich jetzt im Parlament für ein starkes Lieferkettengesetz ein, das entlang der gesamten Lieferkette präventiv wirkt und die Rechte von Betroffenen stärkt.
Viel zu oft kommt es in den Lieferketten deutscher Unternehmen zu Leid und Zerstörung. Viel zu oft heißt es: Ausbeutung made in Germany.
Beispielsweise auch in Peru: Deutschland importiert zahlreiche metallische Rohstoffe aus Peru, z.B. Kupfer, das in der Automobilindustrie oder für sog. „grüne“ Technologien verarbeitet wird. Vor Ort ist der Rohstoffabbau aber mit Menschenrechtsverletzungen und Zerstörung von Umwelt und Lebensgrundlagen verbunden, etwa durch Schwermetallbelastung und Wassermangel. Auch ist Peru ein wichtiger Lieferant für industriell erzeugte Lebensmittel, z.B. Spargel, Avocados oder Blaubeeren. Die Arbeitsbedingungen auf den Plantagen sind oft menschenverachtend, und die Monokulturen brauchen viel Wasser und führen zu Abholzung und Bodendegradation.
[bookmark: _GoBack]Deswegen sollten sich alle Unternehmen die Frage stellen müssen: Gibt es in meinen Lieferketten Risiken für die Menschenrechte – und was kann ich dagegen tun?
Doch der vorliegende Gesetzentwurf verlangt von Unternehmen lediglich, dass sie zunächst das Risiko bei ihrem direkten Zulieferer analysieren. Das ist absurd: Sehr viele schwere Menschenrechtsverletzungen ereignen sich am Beginn der Lieferketten, z.B. auf Plantagen oder im Rohstoffabbau. Unternehmen müssen verpflichtet werden, hier präventiv zu handeln – und nicht erst, wenn schon etwas passiert ist. Andernfalls untergräbt das Lieferkettengesetz internationale Standards wie die UN-Leitprinzipien für Wirtschaft und Menschenrechte und sendet ein fatales Signal nach Europa.
Ich fordere Sie daher dazu auf: Lassen Sie nicht zu, dass ein deutsches Lieferkettengesetz hinter internationale Standards zurückfällt! Bitte setzen Sie sich im Bundestag dafür ein, dass das Lieferkettengesetz
· Unternehmen dazu verpflichtet, proaktiv entlang ihrer gesamten Lieferkette Menschenrechts-Risiken zu analysieren;
· die Rechte von Betroffenen durch eine zivilrechtliche Haftungsregelung stärkt;
· zum effektiven Schutz der Umwelt beiträgt;
· alle großen Unternehmen ab 250 Mitarbeiter*innen erfasst.

Mit freundlichen Grüßen
